
1. Mai 2006
  Solidarität ist in!
von Romeo Frey  Sprecher im Vorstand von AUF Witten

Der Erhalt und die Schaffung neuer Arbeitsplätze
ist zu einer der wichtigsten Fragen für die Men-
schen geworden. AUF Witten stellt deshalb seine
Politik voll in den Dienst der Solidarität mit dem
Kampf um jeden Arbeitplatz. Auch hier gilt:
Um uns selbst müssen wir uns selber kümmern!
Oder haben Sie schon erlebt, dass Lohnverzicht Ar-
beitsplätze gesichert hätte? Oder dass Arbeitsplätze
gerettet wurden, weil ein hochrangiger Politiker ange-
reist kam und Streikende zu Verhandlungen statt
Kampf überredet hat?

Hat sich überhaupt etwas zum Guten für uns erge-
ben, ohne dass wir zuvor darum erbittert gekämpft
hätten?

Wo Arbeitsplätze bedroht sind, erfahren es die unmit-
telbar Betroffenen oftmals zuletzt! Wenn die Arbeits-
platzvernichter so viel Einfallsreichtum zur Sicherung
von Arbeitsplätzen aufbringen würden, wie sie in die
Desinformation der Betroffenen stecken, müssten wir
uns kaum Sorgen machen.
AUF Witten ermutigt Menschen, die für ihre Rechte
kämpfen wollen, selbst aktiv zu werden, unterstützt
nach Kräften ihren Kampf und bietet ihnen ein
Sprachrohr im Rat der Stadt und in der Öffentlichkeit.
In diesem Sinne freuen wir uns auf die Zukunft:
packen wir s gemeinsam an!

Auf die Arbeit angewiesen
Städtische Reinigungsfrau unmissverständlich:
"Wir wollen nicht 'abgebaut' werden!"
Zum großen Erstaunen der Bürgermeisterin und der
Verwaltungsspitze haben die städtischen Reini-
gungsfrauen sofort eine Protestaktion durchgeführt,
als Pläne bekannt wurden, dass in ihrem Bereich
drastisch abgebaut bzw. privatisiert werden soll.
In der Folge fehlte es nicht an Beteuerungen, keine
Frau würde entlassen. Am 3. April folgte die Rats-
mehrheit mit 5 Gegenstimmen einem "Spar"-Antrag
der FDP, von 200 Stellen 70 "sozialverträglich" ab-
zubauen. Mit reduzierten Quadratmeterpreisen für
Reinigungsflächen soll weiteres Geld "gespart" wer-
den.
Das wirkt sich nicht nur auf die Sauberkeit negativ
aus, sondern würde eine Lohnkürzung nach sich
ziehen. Die städtischen Reinigungsfrauen jedoch
sind auf ihren ungekürzten Verdienst angewiesen.
Wer abgebaut wird, könnte schwerlich eine entspre-
chend bezahlte Arbeit erhalten.
Am Ende würden die Frauen unmittelbar von
Hartz IV bedroht und die Folgekosten würden letzt-
endlich doch wieder bei der Kommune anfallen.
"Liebe Ratsherren, spart lieber an Euren Frakti-
onsgeldern!"

.Unabhängig...Fortschrittlich...Alternativ...Unabhängig...Fortschrittlich...Alternativ...Unabh
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Psychiatrische Tagesklinik ungekürzt erhalten!
AUF Witten brachte im März Informationen über Kürzungen des therapeutischen Angebots der Tages-
klinik an die Öffentlichkeit. Zusammen mit Betroffenen sammelten wir Unterschriften. Damals wurde
uns offiziell vom Pressesprecher des Trägers Gemeinschaftskrankenhaus Herdecke mitgeteilt, es wür-
de ein Konzept erarbeitet, um nach Weggang des ärztlichen Leiters das therapeutische Angebot fort-
zuführen. Auch der neue ärztliche Leiter Dr. Marder hat dies versprochen. Doch ein Konzept gibt es bis
heute nicht, stattdessen wird das Therapieangebot drastisch gekürzt.

Die Patienten werden durchweg nur halbtags von
einer Assistenzärztin betreut. Einige berichten, dass
ihre Gesprächstermine erst verschoben, dann stor-
niert worden seien.
Die Werktherapie wurde ebenfalls gekürzt, der The-
rapeut steht nur noch zur Hälfte seiner Zeit zur Ver-
fügung, nachdem zuvor bereits der Maltherapeut
entlassen worden ist.

Die Diplompsychologin wird die Klinik demnächst
ohne Ersatz verlassen. Der Büro- und Verwaltungs-
kraft wurde gekündigt.
Die Kürzungen werden offenbar so durchgeführt,
dass es die Betroffenen so wenig als möglich bemer-
ken sollen. Die verbliebenen Mitarbeiter schweigen
aus Angst vor Kündigung.

Unterstützen Sie die Forderungen von AUF Witten im
Interesse der betroffenen Patienten und Mitarbeiter:

· Die Stadt Witten soll sich für ein ungekürztes
Therapieangebot der Tagesklinik in der Pfer-
debachstraße einsetzen!

· Das Gemeinschaftskrankenhaus in Herdecke
soll die Kürzungen zurücknehmen!

· Keine Repressalien gegen Beschäftigte der
Tagesklinik, wenn sie sich mit ihrem Anliegen
an die Öffentlichkeit wenden!

Arbeiter in die Politik von Joachim Fricke

Ich habe 2004 für AUF Witten im Wahlbezirk 72
Heven-Mitte zum Stadtrat kandidiert. Arbeiter in
die Politik  das fand ich gut.

Aber nicht für ein schönes Pöstchen und Hände nicht
mehr schmutzig machen! Solche Leute sind über-
flüssig.
Wir Malocher werden immer die Beschissenen sein,
wenn wir nicht endlich selbst Politik machen. Damit
muss man nicht warten, bis keiner mehr was dage-
gen hat, das geht schon heute. Politik ist für mich
nicht das Gelaber der Traumtänzer in Berlin. Da kann
ich jeden gut verstehen, der dagegen allergisch ist.
Politik ist, wie unser Alltags-Leben aussieht und or-
ganisiert wird, von was es abhängt. Da geht es um
Fragen, welche Chance man als Jugendlicher hat
oder wie man als Rentner lebt.
Im Stadtrat müssen Arbeiterinteressen vertreten wer-
den. Warum? Da will ich einen gängigen Spruch un-
serer Oberen ein bisschen abwandeln: Wenn es den
Arbeitern gut geht, geht es uns allen gut!
Filz und Korruption in der Kommunalpolitik passt da
nicht, auch deshalb bin ich in AUF Witten. Hier aktiv
zu sein, habe ich noch keine Minute bereut.
Mein persönliches Motto ist:

"Wer kämpft, kann verlieren. Wer nicht kämpft,
hat schon verloren!" (Bertholt Brecht)

Joachim Fricke ist 48 Jahre alt, Stahlarbeiter und gelern-
ter Maler und Lackierer, Vertrauensmann der IG Metall
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Die psychiatrische Tagesklinik an der Pferdebachstraße
hier wurde schon vielen Menschen geholfen



Beschäftigte nicht zum Sündenbock machen!
Die Stadt Witten hat seit 1992 ca. 600 Stellen in der Verwaltung abgebaut. Eine Konsolidierung des
Haushalts der Stadt gelang dennoch nicht. Die Verschuldung der Stadt ist weiter gestiegen. Dennoch
soll im Haushaltsjahr 2006/2007 der Personalabbau fortgesetzt werden. "Witten im AUFbruch" sprach
darüber aktuell mit Hartmut Witte, stellvertretender Personalratsvorsitzender der Stadt Witten
? Verwaltung und Ratsfraktio-
nen haben sich auf Personal-
abbau zur "Konsolidierung des
Haushalts" verständigt. Wie
beurteilt der Personalrat (PR)
diese Politik?
Die Unterfinanzierung der Kom-
munen kann nicht mit Personal-
abbau kompensiert werden.
Daher zur Privatisierung der
städtischen Reinigung ein kla-
res Nein! Natürlich gibt es
immer wieder die Notwen-
digkeit von Personalanpassun-
gen. Der Personalrat wehrt sich
auch nicht gegen eine Erhö-
hung der Effizienz im Reini-
gungsbereich. Das ist eine andere Frage.
? Warum stellen Politik und Verwaltung die Reini-
gungskräfte so unter den Druck des Personalabbaus?
Es wird behauptet, der Reinigungsbereich würde
besser und billiger, wenn privatisiert wird. Das ist
ein Irrglaube. Erstens hat die Arbeit unserer Reini-
gungskräfte einen sehr guten Standard. Zweitens
treibt die Monopolisierung auf dem Reinigungsmarkt
die Preise nach oben. Bei Personalkosten vielleicht
eingespartes Geld kann dann nicht realisiert werden
und die höheren Preise werden aus dem Verwal-
tungshaushalt bezahlt. Was man hier vielleicht spart
gibt man dort doppelt aus. Außerdem ist der Perso-
nalrat nicht bereit, ein gut funktionierendes Rei-
nigungssystem der Stadt aufzugeben.
? Der Personalabbau wird mit der Versicherung ver-
bunden: "keine betriebsbedingten Kündigungen "
Das ist nur ein Lippenbekenntnis. Im öffentlichen
Dienst kann man sowieso nur schwer betriebsbedingt
kündigen. Dennoch wird Druck auf die Beschäftig-
ten ausgeübt, um eine weitere Verdichtung der
Leistungen zu erreichen.
Der pauschale Vorwurf, dass in der Verwaltung zu vie-
le Leute arbeiten bzw. nicht arbeiten würden, ist völlig
inakzeptabel. Ich möchte mal sehen wo wir wären,
wenn unsere Beschäftigten nicht oft mehr als den
normalen Einsatz bringen würden. Das tun sie, ob-
wohl es im mittleren Dienst seit Jahren kaum Beförde-
rung gab. Personalabbau ist die eine Seite der Zumu-
tungen, die andere der Beförderungsstau.
? Welche Auswirkungen hat diese Personalpolitik für
die Menschen in Witten?

Es gibt keinen Personalabbau ohne
Reduzierung des Standards, soviel ist
klar. Stichwort Winterdienst und Not-
dienste. Je weniger Arbeiter, desto
weniger Winterdienst mit Auswir-
kungen auf die Sicherheit. Das kann
strafrechtliche Folgen haben, wenn
nach 18 Stunden übermüdete Fahrer
schwere Unfälle verursachen.
Hier werden die Augen davor ver-
schlossen, dass wir ein Dienstleis-
tungsbetrieb sind. Dem EN-Kreis sind
33% Personalausgaben zu hoch.
Andere Dienstleister wie Hotels haben
höhere Quoten.
? Personalabbau und Arbeitszeitver-

längerung: eine Art Zangengriff für die Beschäftigten,
oder ?
Auf jeden Fall. Die Erhöhung der Arbeitszeit für die
Beamten auf 41 Wochenstunden hat nur zum Abbau
von Planstellen geführt. Hier wurde die Gegenwehr
versäumt. Das ist bitter. Das darf sich nicht wiederho-
len.  Ich stehe zur Arbeitszeitverkürzung, aber als
Personalrat hat man gegen diese Erpressungspolitik
wenig Spielraum.
? Welchen Zusammenhang sieht der PR zwischen der
Politik der Privatisierung und dem Personalabbau?
Vielleicht wird die Verschuldungssituation genutzt,
den öffentlichen Dienst bzw. Teile davon für die Pri-
vatisierung vorzubereiten - Stichwort schlanke Kos-
ten - ich weiß es nicht. Fest steht für uns, dass Vor-
sorge und Fürsorge gegenüber den Menschen in
der Stadt durch Private nur in einer Katastrophe
für die Leute enden können. Was wir bei den ho-
hen Energiepreisen haben, würde dann bei allen pri-
vatisierten Gebieten zur Regel.
? Was hält der Personalrat von einer festen Ausbil-
dungsquote?
Sehr viel. Die Bürgermeisterin setzt sich zwar für die
Ausbildung bei Opel ein, fährt die Ausbildung der
Stadt aber derart zurück, dass uns in zehn Jahren
die Leute fehlen. Die Verwaltung ist überaltert, stellt
auch der Bericht der Gemeindeprüfanstalt fest. Doch
genau diese Feststellung wird übersehen. Die Aus-
bildungspolitik der Stadt ist perspektivlos. In einem
ersten Schritt müsste die Quote verdoppelt werden.
Das wäre ein klares Signal für eine sinnvolle Ände-
rung der städtischen Ausbildungspolitik!
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"Witten im AUFBruch" bedankt sich im Namen der Leser für das interessante Gespräch!



Steht unser Gesundheitssystem vor dem AUS?

Ärzte-Protest in Witten von Gregor Duve und Peter Frey

Am Mittwoch, den 1. März besuchten wir im Saalbau
die Informationsveranstaltung niedergelassener Ärzte
über ihre tägliche Arbeit. Anwesend waren Patienten,
interessierte Bürger, Praxispersonal sowie Vertreter
der Politik.
Am meisten klagten die Ärzte über die Belastung
durch einen ständig wachsenden Verwaltungsauf-
wand sowie über drohende Regressverfahren bei
Budgetüberschreitung durch "zu teuer" verordnete
Medikamente. Für die unmittelbare ärztliche Zuwen-
dung zum Patienten dagegen wird die Zeit immer
knapper.
Empört berichtete eine Kinderärztin, dass die Ent-
scheidung, das Leben eines Kindes mit entspre-
chend teuren Medikamenten zu retten, wegen Bud-
getüberschreitung bestraft würde, von Kostende-
ckung ganz zu schweigen.

Die Ärzte sind gehalten, durch Verschreiben wirk-
stoffgleicher "Generika" Kosten zu sparen. Doch vie-
le Patienten vertragen diese Generika nicht.
Warum lässt die Politik überhaupt so hohe Arzneimit-
telpreise zu? Ein europaweiter Vergleich belegt, dass
die Hersteller ihre Preise willkürlich nach dem Prinzip
festlegen "was der Markt hergibt". Ein Arzt dazu:
jährlich hätten 5 Mrd.  eingespart werden können,
doch die Pharmaindustrie stoppte eine entsprechen-
de Verordnungsliste.
Auch wir meldeten uns zu Wort: Wieso gibt es so
viele Krankenkassen? Was halten Sie davon, mit nur
einer Kasse  ohne geringste Einschränkung der
Leistungen vor Ort  riesige Summen an Vorstands-
und Aufsichtsratsgehältern, Verwaltungskosten und
Werbung anders zu verwenden  z.B. zur drasti-
schen Senkung von Krankenkassenbeiträgen und
zur kostenlosen Versicherung von Kindern und Fami-
lienangehörigen ohne Einkommen?
Das Solidarprinzip ist für uns unverzichtbar, Gesund-
heit darf keine Frage des Einkommens sein! Festbei-
träge wie die 10  pro Quartal und Zuzahlungen sind
abzuschaffen!
Das Gesundheitswesen kann die Krise nicht allein
aus sich selbst heraus lösen. Es ist eine gesellschaft-
liche Frage, wie wir mit unseren Kranken umgehen.
Deshalb bekräftigt und unterstützt AUF Witten das
Engagement dieser Protestaktion.

Nur wenn der Mensch in den Mittelpunkt der Poli-
tik gestellt wird, können wirklich zufrieden stel-
lende Lösungen erreicht werden.

Wem gehört Mutti sonntags? Gedanken einer Verkäuferin

Für die Verkürzung der Wochenarbeitszeit und das
freie Wochenende haben schon unsere Väter und
Großväter gekämpft: "Samstags gehört Papi mir!
Vielleicht sind heute viele Papis am Samstag zu
Hause, aber wenn dafür Mami hinter der Theke steht
oder an der Kasse sitzt, ist das keine Verbesserung!
Im Einzelhandel variieren die Arbeits- bzw. Öff-
nungszeiten von 5.30 bis 20.30 Uhr. Während der
Weltmeisterschaft soll man unter Umständen sogar
rund um die Uhr einkaufen können, außerdem darf
an vier Sonntagen stundenweise geöffnet werden.
Wohin soll das noch führen?
Durch die mittlerweile sehr unterschiedlichen Ar-
beitszeiten kann Familienleben kaum noch stattfin-
den. In vielen Familien und Partnerschaften sind bei-
de gezwungen, für einen geringen Lohn zu arbeiten.

Kann man sich wirklich nichts Besseres mehr vorstel-
len, als am Sonntag "Shoppen" zu gehen  zum
Schaden von uns Verkäuferinnen und unserer Fami-
lien?
Es gibt inzwischen so viele Geringverdiener und
Hartz IV-Empfänger, dass auch bei längerer Laden-
öffnungszeit nicht mehr gekauft werden kann. Und
auch in anderen Branchen wird die Arbeitszeit immer
mehr auf das Wochenende ausgeweitet.
Wer soll denn während der Fußball-WM im Super-
markt rund um die Uhr arbeiten? Die normalen An-
gestellten wohl kaum: vier Wochen lang rotieren, um
rund um die Uhr für die Kunden da zu sein? Leihar-
beiter oder Outsourcing erst recht nicht, denn so
werden feste Arbeitsplätze kaputt gemacht!
Zeigen Sie Solidarität mit uns Verkäuferinnen.
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Die Stadtwerke  im Sinne der Wittener von Nadine Frey
Bericht vom Bürgerforum von AUF Witten am 24. März 2006
Um es vorweg zu nehmen: Ein Ergebnis der Veranstaltung war, dass die anwesenden Vertreter der
Stadtwerke den Schulterschluss suchen mit AUF Witten im Kampf gegen jegliche Versuche, die
Stadtwerke zu privatisieren oder teilzuprivatisieren. Ein solcher Kampf ist im Interesse der Wittener
Einwohner dringend nötig, denn die Folgen von Privatisierung in anderen Städten sprechen für sich:
Explodierende Preise, Arbeitsplatzvernichtung und schlechtere Leistungen.

Natürlich gab es auch unglaublich viele kritische Fra-
gen zum Thema Energie- und Wasserversorgung,
denen sich die Vertreter der Stadtwerke Justiziar

Thorsten Coß und Pressesprecher Thomas Lindner
bereitwillig stellten. Dabei blieben etliche Punkte of-
fen.
Kaum zu glauben ist es für AUF Witten, dass nicht
die Stadtwerke Witten den Abriss des Stadtbades
voran getrieben haben wollen, sondern der Stadtrat
dies beschlossen habe, weil er nicht auf die Einnah-
men durch die Stadtwerke verzichten wollte, die an-
sonsten in die Sanierung oder einen Neubau geflos-
sen wären.
Die Frage, warum der Wasserkopf beim Wasserwerk
so groß ist (vier Führungskräfte und ein zwölfköpfiger
Aufsichtsrat "beaufsichtigen" zehn Beschäftigte),
wurde AUF Witten nicht zufriedenstellend beantwor-
tet.
"Die Kontrolle des Verbundwasserwerkes Witten un-
terliegt einem Aufsichtsrat, was vorgeschrieben ist,
da zwei Gesellschaften  AVU und Stadtwerke Wit-
ten  daran beteiligt sind." (Thorsten Coß) Dieser
besteht unter anderem aus Vertretern aus dem
Stadtrat, die als Mitglied des Aufsichtsrates aber der
GmbH verpflichtet sind und nicht der Bevölkerung.
Dementsprechend mangelt es auch hier an der von
AUF Witten geforderten Transparenz.
Laut Thorsten Coß wäre die einzige Alternative, wie-
der einen Eigenbetrieb aus dem Wasserwerk zu ma-
chen, was jedoch ein Rückschritt sei. Für AUF Witten
zählen hier die Interessen der Bürger und nicht der
Haushalt der Stadt Witten oder die des Wasserkop-
fes beim Wasserwerk.
Nachdem es in vielen Gegenden Deutschlands Pro-
teste gegen hohe Energiekosten gibt, kam auch hier
die Frage nach der Zusammensetzung der Strom-
preise auf: So gehen unter anderem 43 % als Steu-

ern und Abgaben an den Staat, 2 ½ % bleiben bei
den Stadtwerken. Gegen hohe Energiekosten soll
man also nur bundesweit kämpfen können?
Aber ist in einer Kommune dagegen wirklich nichts
auszurichten? Ist denn nicht ein Teil dieser Preise
hausgemacht?
So betreiben die Stadtwerke Witten zum einen Spon-
soring in den Bereichen Sport und Kultur. Wer wie
viel Geld bekommt, entscheidet der Aufsichtsrat,
hauptsächlich sind es einzelne Sportarten und Verei-
ne, die hier gesponsert werden, die breite Masse der
Bevölkerung hat davon nichts.
Zum anderen blieb die Notwendigkeit der sogenann-
ten "Lustreisen" durch den Aufsichtsrat ebenfalls im
Verborgenen. Zwar sollen sich die "Lustreisen" nicht

mal im Cent-Bereich auf die Kosten der Bürger aus-
gewirkt haben, aber das ist für AUF Witten unwichtig.
Für AUF Witten und seine Mitglieder ist es ein unum-
stößliches Prinzip, dass Privilegien aufgrund eines
Postens weder angeboten noch angenommen wer-
den dürfen.
Am Ende des Bürgerforums stand fest, dass hier
noch viel gesprochen werden muss, noch einige An-
fragen an die Stadtwerke folgen werden und es auch
sicher einige Reibungspunkte geben wird.

Auf jeden Fall nehmen wir die Stadtwerke beim
Wort und fordern sie auf, sich gemeinsam mit
uns für die Wittener einzusetzen.

Thorsten Coß (Stadtwerke) und Peter Frey (AUF Witten)

Gregor Duve und Ratsmitglied Achim Czylwick
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Umwelt-AG stellt Anfrage von Rosemarie Dienwiebel
Acht Mitglieder stark ist die neue Umwelt-AG von AUF Witten. Als erstes wurden Themenbereiche
überlegt, die in nächster Zeit angepackt werden sollen: Wasser, Abwässer, Luft, Staubentwicklung,
Kreislaufwirtschaft, Naturschutz, Umweltbewusstsein und Naherholung. Beschlossen wurde auch,
neue Gesetze entsprechend zu nutzen. Ergebnis: Ein "Auskunftsersuchen nach Maßgabe des Bun-
desumweltinformationsgesetzes (UIG)" an die Bürgermeisterin Frau Leidemann, die 

"als Stelle der öffentlichen Verwaltung aktiv heraus-
gabepflichtig (ist) für umfassende Umweltinformatio-
nen über Atemluftverunreinigungen, Einleitungen der
Industrie in Abwässer und Gewässer, umweltbezo-
gene Belastungen, die sich auf den Status der Ge-
sundheit und Sicherheit der ansässigen Menschen
sowie über den Zustand der Umweltbestandteile
beziehen. 
(Sie ist) gesetzlich verpflichtet, aktiv und wohlwollend
mit Bürgern zusammenzuarbeiten, die sich dem
Schutze der Umwelt verbunden fühlen 
Ebenso (ist sie) bindend gehalten, wichtige Um-
weltinformationen aktiv und systematisch in verständ-
licher Darstellung regelmäßig der Öffentlichkeit zu-
gänglich zu machen  Sie (muss) Maßnahmen er-
greifen, um dem Bürger den Zugang zu den verfüg-
baren Umweltinformationen zu erleichtern."

In unserem Schreiben stellten wir anschließend
konkrete Fragen nach der Gestanksbelästigung
durch Chemiefirmen, nach der Einleitung von Indu-
strie-Abwässern in Oberflächengewässer, nach
Kontaminationen in der Lebensmittelkette. Außerdem
interessieren wir uns, wie und ob die Stadtverwaltung
mit Wittener Ärzten zusammenarbeitet, um Umwelt-
krankheiten besser zu erfassen.
Man darf gespannt sein, welche Antworten wir erhal-
ten werden. Schließlich sind die Fragen nicht aus der
Luft gegriffen. Seit Jahren gibt es immer wieder
Beschwerden und auch zunehmend Wittener Ein-
wohner mit teilweise erheblichen umweltbedingten
Krankheitssymptomen.
Viel zu lange wurde verharmlost, abgewiegelt und
ausgesessen. Engagieren Sie sich deshalb bei
unserer Umwelt-AG! Für ein lebenswertes Witten!
Wenden Sie sich an die Adresse von AUF Witten
oder direkt an mich:
Rosemarie Dienwiebel, Tel. 0231/770104
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So ?

oder so ?

Bürgerforum von AUF Witten
Kreislaufwirtschaft total und Kryo-Recycling:
Eine gesunde Alternative zur Müllverbrennung!

Neue Arbeitsplätze für Witten!
Mittwoch, 17.05.2006, 19 Uhr

Hotel Specht, Westfalenstraße 104



Haushalt der Stadt ohne Perspektive
aus der Rede von Ratsmitglied Achim Czylwick am 03.04.2006 im Rat der Stadt Witten
"Der vorliegende Haushaltsentwurf kennt nur eine Formel: Mit drastischen Einsparungen soll die stei-
gende Verschuldung der Stadt finanziert werden. Das ist alles was vorliegt. Damit ist der Haushalts-
entwurf ohne jede Perspektive. Die Beschäftigten in der Verwaltung werden zu Verantwortlichen der
Verschuldung erklärt und massiv mit Arbeitsplatzverlust bedroht. In diesem Haushaltsentwurf wird
konsequent umgesetzt, was die gegenwärtige Politik als Leitlinie der Umverteilung vorgibt: Die Men-
schen sollen noch mehr zahlen, aber weniger Leistungen erhalten!"

Mit diesen Worten fasste Achim Czylwick als Vertre-
ter des überparteilichen Personenwahlbündnisses
AUF Witten zusammen, warum der Haushaltsentwurf
abgelehnt werden muss.
Woher kommen die Schulden?
Dazu Czylwick: "Alle bisherigen Bundes- und Lan-
desregierungen senkten systematisch die Einnah-
men für die Kommunen und wälzten zugleich andere
Kosten, u.a. die wachsenden Sozialleistungen, auf
die Kommunen ab. Die kommunalen Haushalte wur-
den so zur Finanzierung der Steuersenkungen für die
großen Kapitalgesellschaften herangezogen.  Die-
se Umverteilungspolitik drückt sich in Witten in einer
ständig steigenden Verschuldung aus, die 2005 ins-
gesamt 305,733 Mio.  erreichte. Diese Schulden-
entwicklung wird sich in den nächsten Jahren noch
beschleunigen  die neu aufgenommenen Kredite
reichen nicht mehr aus, um die Kreditzinsen bezah-
len zu können  Die Stadt sitzt in der Schuldenfalle.
Zinsmoratorium statt Privatisierung!

 Die Vorstellung, dass über die Privatisierung die
kommunale Verschuldung überwunden werden könn-
te, kalkuliert mit nichts als der bloßen Hoffnung ...
Fest steht, dass es zwischen dem Streben nach ho-
hen Renditen der privaten Anleger und dem Auftrag
der Kommunen, für die Menschen gute und kosten-
günstige Angebote zu machen, keine übereinstim-
menden Interessen geben kann. PPP ist keine Opti-
on in der Kommunalpolitik 

Ein Zinsmoratorium (Aussetzen von Zinszahlungen)
wäre eine radikale Kehrtwende in der Kommunalpoli-
tik und würde auf massive Gegenwehr der gesamten
Bankenlobby stoßen ...
Doch warum sollen die Leute auf ordentliche Stra-
ßen, wohnortnahe Büchereien, vernünftig ausgestat-
tete Frauenhäuser, Förderung zur Integration von
Migranten, qualitativ ausreichende Jugend- und Kin-

derarbeit, gesun-
des Wohnumfeld
usw. verzichten,
um mit ca. 8 Mio. 
aus dem Haushalt
der Stadt Witten
zur Finanzierung
der Riesengewinne
der Banken beizu-
tragen?

Reinigungs-
kräfte an al-
lem schuld?
Statt wirklich neue
Wege zu gehen,
fokussiert der

Haushaltsentwurf
alles auf den Personalabbau, als wenn die
Beschäftigten die Ursache der Verschuldung der
Stadt wären. Die FDP und die CDU haben besonders
die Reinigungskräfte als eine Art Hauptverursacher
im Auge. Die FDP verlangt in ihrem Antrag sogar
ultimativ deren Reduzierung  Die Beschäftigten
sollen nun die Zeche zahlen, sind aber am allerwe-
nigsten für die Verschuldung verantwortlich. Darum
konnte der Abbau von ca. 600 Arbeitsplätzen seit
1992 in der Verwaltung auch nichts am Anstieg der
Verschuldung ändern. 
Fraktionsbezüge halbieren!
Zum Schluss möchte ich auf die Entscheidung im
Haupt- und Finanzausschuss am 28.03.06 eingehen,
gegen die Stimmen der Grünen und bei Enthaltung
der Bürgermeisterin die Fraktionsgelder zu erhöhen.
Das muss korrigiert werden AUF Witten fordert
seit langem die Halbierung der Bezüge, das möchte
ich hier noch einmal bekräftigen "
Am Schluss seiner Rede erinnerte Achim Czylwick
sinngemäß an eine Erkenntnis Albert Einsteins:

"Mit der Denkweise, die die Probleme verursacht
hat, kann man die Probleme nicht lösen, sondern
nur noch weiter verschärfen. Eine Zustimmung
zu diesem Haushalt wäre eine Zustimmung zur
Fortsetzung einer gescheiterten Politik!"

  Witten im AUFbruch Nr. 2/2006 dokumentiert dokumentiert Seite 7

Negativ-Beispiel Mühlheim (lt. WDR 5 am 12.3.06)
Schulden vor dem Verkauf des Wasserwerks:

400 Millionen  , aber jährliche Einnahmen
Schulden nach dem Verkauf des Wasserwerks:

800 Millionen  und keine Einnahmen mehr
Preissteigerung für Bürger Mühlheims 22 % in 2005

Achim Czylwick (Publizist und gelern-
ter Drucker), Stadtrat für AUF Witten



Überregionale Vernetzung alternativer Kommunalpolitik
Auf dem 8. Kommunalpolitischen Ratschlag gründete sich eine Koordinierungsgruppe zur Vernetzung
überparteilicher Bündnisse wie AUF Witten und anderer alternativer kommunalpolitischer Gruppen
und Einzelpersonen. Jüngster Mitarbeiter ist unser Ulrich Wagner, Vorstandsmitglied von AUF Witten.

Zusammen mit Manuela Reichmann von AUF Gel-
senkirchen hat er die Homepage "Kommunalpoliti-
sche Erfahrungsbörse" vorbereitet und die Gliede-
rung erstellt. Näheres unter
www.kommunale-erfahrungsboerse.de

Uli betreut als Webmaster die Homepage von AUF
Witten, sein politischer Schwerpunkt liegt in der Ju-
gendarbeit. Im Vorstand vertritt er engagiert, dass die
Jugend unentbehrlich ist für den Kampf um soziale
Ziele, die erfolgreichen Kämpfe der Jugend in Frank-
reich beweisen das.

Samstag, 06. Mai 2006:
Infostand in Annen, Annenstr. Durchgang zum WAL
Mart - 11-13 Uhr

Mittwoch, 17. Mai 2006
Bürgerforum Hotel Specht, Westfalenstr. 104 -
19 Uhr

Samstag, 27. Mai 2006:
Infostand in Herbede, Platz a.d. Schmiede -
11-13 Uhr

Samstag, 03. Juni 2006:
Infostand am Berliner Platz  - 11-13 Uhr

Samstag, 17. Juni 2006:
Infostand in Heven, Hellweg vor ALDI - 11-13 Uhr

Sonntag, 02. Juli 2006:
Sommerfest, Grillhütte Hohenstein - ab 15 Uhr

Samstag, 22. Juli 2006:
Infostand am Berliner Platz - 11-13 Uhr

Samstag, 29. Juli 2006:
Infostand in Annen, Annenstr. Durchgang zum WAL
Mart - 11-13 Uhr

Unabhängig...Fortschrittlich...Alternativ...Unabhängig...Fortschrittlich...Alternativ...Unabhä

Die nächsten Termine
mit AUF Witten:

Ulrich Wagner (19J) in Aus-
bildung zum informations-
technischen Assistenten

  Es gibt jede Menge Gründe,
  bei AUF Witten mitzumachen

¡  Ich interessiere mich für AUF Witten Meine Anschrift:
¡  Ich möchte besucht werden Name .....................................................
¡  Ich möchte Mitglied bei AUF Witten  werden Vorname ................................................
¡  Ich möchte für AUF Witten spenden Straße ....................................................

PLZ/Ort ..................................................
Tel.: ........................................................

  Coupon ausgefüllt senden an:
  Romeo Frey, Bebbelsdorf 43, 58454 Witten

Informationen zu AUF Witten bei:
Romeo Frey · Bebbelsdorf 43 · 58454 Witten ( 02302/81953 · eMail info@auf-witten.de
Spendenkonto: Nr. 665 224 · Sparkasse Witten · BLZ 452 500 35

  Besuchen Sie uns auch im Internet unter: www.auf-witten.de

"

http://www.kommunale-erfahrungsboerse.de
mailto:info@auf-witten.de
http://www.auf-witten.de

